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Stellungnahme des Ortsplaners:  

 
Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  
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Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
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begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
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Oberirdische Parkplätze sind nur im Bereich des PVZ vorgesehen. Die Ausgestaltung ist in den bereits 
rechtskräftigen Bebauungsbestimmungen geregelt, die lauten: 
§ 15 Lage und Ausgestaltung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge im Bauland – Kerngebiet – 
Handelseinrichtungen und Bauland – Kerngebiet: 
Die oberirdischen KFZ-Stellplätze sind mit einem innenliegenden Grünstreifen zu versehen, wo das 
Oberflächenwasser zu versickern ist.  
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Ab jedem 5. Stellplatz ist im innenliegenden Grünstreifen ein standorttypischer, heimischer Laubbaum zu 
pflanzen.  
Bei der Erstbepflanzung der KFZ-Stellplätze müssen die Bäume einen Stammumfang von mindestens 30 
cm (gemessen in 1 m Höhe, Hochstamm) und eine Höhe von mindestens 2,50 m haben. Diese Bäume 
sind so zu pflanzen, dass eine ausreichende Feuchtigkeitszufuhr gewährleistet ist. Diese Bäume sind zu 
pflegen und in einem vitalen Zustand zu erhalten. Diese Bäume sind so anzuordnen, dass eine 
Beschattung der KFZ-Stellplätze erreicht werden kann. 
 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
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Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 
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Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 

 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 
über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

  



Technisches Büro für Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky 

 

 
 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 

wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
Die Kombination aus Photovoltaik-Modulen und einer Dachbegrünung (oft als „Solargründach“ 
bezeichnet) ist ökologisch und ökonomisch sehr sinnvoll und technisch machbar. Die 
Verdunstungskühlung der Pflanzen senkt die Temperatur der PV-Module, wodurch deren Stromertrag 
steigt.  
 
 
Auf die Festlegung von Freiflächen wurde nicht verzichtet, denn es wurden die notwendigen 40%ige 
Versickerungsflächen als Freiflächen festgelegt. 
Zur Konkretisierung der möglichen Bebauung wurden Baufluchtlinien vorgesehen, die regeln, wo 
innerhalb des Baufeldes Gebäude errichtet werden dürfen. Diese sind in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. 
Beilage 1) ebenfalls dargestellt. Diese Flächen sind wichtig für die Gestaltung des Gebäudes, dessen 
Höhe bzw. Geschoßflächenzahl. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 
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Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(2) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
Die Vorschläge hinsichtlich § 30 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 wurden geprüft, wie: 
) Vorgaben zur Gestaltung von Freiflächen, insbesondere hinsichtlich Ausführung und 
Platzgestaltung (Abs. 2 Z 7), 
Abs. 2, Z 7. Freiflächen und deren Ausgestaltung 
Eine Platzgestaltung lässt sich mit dieser Gesetzesstelle nicht vorschreiben oder regeln. 
.) Bestimmungen zu unterirdischen Geschossen sowie zu Erdgeschoßzonen (Abs. 2 Z 13), 
Abs. 2 Z 13 die Gestaltung der Einfriedung von Grundstücken gegen öffentliche Verkehrsflächen oder 
Parks, die Verpflichtung zum Bau solcher Einfriedungen oder deren Verbot, die Festlegung einer 
Mindestgeschoßhöhe für das Erdgeschoß und das Verbot eines unterirdischen Geschoßes (§ 4 Z 16 NÖ 
BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der geltenden Fassung), 
Damit könnten die Tiefgaragen verboten werden und dies erscheint nicht sinnvoll. 
.) Festlegungen zu Arkaden für Durchgänge oder Durchfahrten (Abs. 2 Z 14) 
Abs. 2 Z 14 as Gebot der Herstellung von Arkaden für Durchgänge oder von Durchfahrten, wenn dies zur 
Ortsbildgestaltung erforderlich ist, 
Wäre eventuell bei einer geschlossenen Bebauung sinnvoll, aber hier ist die offene Bebauungsweise 
festgelegt. 
 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 
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Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

 
Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
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Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
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Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 
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Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 
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 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 

geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
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Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  
 





